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Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs (Verkehrsgesetz, ÖVG). Vernehmlassung

Name und Vorname:
     
Adresse: 


     
Zuständig für Rückfragen:
     
Email-Adresse:

     
Telefon Nr.:
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1. Das Angebot an öffentlichem Verkehr im Kanton Nidwalden hat sich in der Vergangenheit kontinuierlich weiter entwickelt. Die Aufwendungen der öffentlichen Hand sind dabei stark gestiegen. Um die künftige Entwicklung gezielt steuern zu können, soll mit der Teilrevision des ÖVG ein Steuerungsmechanismus eingeführt werden. Sind Sie mit der Einführung eines solchen Steuerungsmechanismus grundsätzlich einverstanden?  
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Bemerkungen:
     
     
     
     
2. 
Die Steuerung des Angebots an öffentlichem Verkehr soll durch die Einführung von Schwellwerten als Kriterium für die Bestellung von Linien umgesetzt werden. Sind die vorgeschlagenen Schwellenwerte (Kostendeckungsgrad und die minimale bzw. maximale Querschnittsbelastung) das richtige Mittel dafür?  
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Bemerkungen:
     
     
     
     
3. 
Gibt es andere Kriterien um die künftige Entwicklung des Angebots an öffentlichem Verkehr steuern zu können? Wenn Ja, welche?  
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Bemerkungen:
     
     
     
     
4. Mit der Einführung von Schwellenwerten und dem damit verbundenen Controlling der Linien werden die Gemeinden allenfalls verpflichtet, sich finanziell an Linien zu beteiligen, welche die minimalen Schwellenwerte nicht erreichen. Stimmen Sie dieser Beteiligung der Gemeinden zu? 
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Bemerkungen:
     
     
     
     
5. Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass sich die Gemeinden künftig mit 30% an den Abgeltungen von Linien beteiligen, welche zweimal in Folge die minimalen Schwellenwerte nicht erreichen. Stimmen Sie diesem Vorschlag zu? 
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Bemerkungen:
     
     
     
     
6. Beim (zweitmaligen) Nichterreichen der kantonalen Schwellenwerte bei einer Linie haben die betroffenen Gemeinden gemäss 13 Abs. 2 ÖVG die Wahl, ob sie 30 Prozent des Kantonsanteils tragen wollen oder ob die Linie vollständig aufgehoben werden soll. Der Gesetzesentwurf regelt nicht, welche Instanz innerhalb der einzelnen Gemeinden für diesen Beschluss zuständig ist. Jede Gemeinde muss dies – unter Beachtung der kommunalen Finanzkompetenzen – selber regeln. Soll der Kanton eine für alle Gemeinden geltende Zuständigkeitsregelung in Art. 13 ÖVG vorsehen:
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Bemerkungen:
     
     
     
     
7. Zum Gesetzesentwurf haben Sie einen erläuternden Bericht erhalten. Erachten Sie den Bericht als verständlich und vollständig?   
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Bemerkungen:
     
     
     
     
8. Haben Sie weitere Bemerkungen zur Teilrevision des ÖVG oder zur Vorlage generell? Wenn Ja, welche.
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Bemerkungen:
     
     
     
     
Datum      
Unterschrift      


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme bis spätestens Freitag, 9. Januar 2015 an:

Staatskanzlei Nidwalden

Dorfplatz 2
Postfach 1246
6371 Stans
oder an: staatskanzlei@nw.ch
Dieses Formular kann auch elektronisch ausgefüllt werden. Es ist zusammen mit den zugehörigen Unterlagen unter www.nw.ch → Vernehmlassungen abrufbar.


Wir sind Ihnen dankbar, wenn Sie sich bei Ihrer Stellungnahme an der Struktur dieses Formulars orientieren. Sie erleichtern damit die Auswertung der Vernehmlassung.
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